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1869 machte Oberbürgermeiſter Malſch im großen Bürgerausſchuß
eine Vorlage über die Bedingungen , unter welchen die Lieferung von

Waſſer von der ſtädtiſchen Waſſerleitung an die Einwohner über⸗

nommen werden ſolle . Zu Anfang 1870 waren die Maſchinen

fertig , das Reſervoir auf dem Waſſerturm wurde zu Ende dieſes

Jahres , der größte Teil des Röhrennetzes 1871 , das Gegenreſervoir
in der Gartenſtraße 1872 vollendet .

Im Mai 1871 war das Werk von der Bauverwaltung in

Betrieb genommen worden und wurde von dieſer bis zur Vollendung
des Baues betrieben . Von da an wurden die öffentlichen Brunnen

und die bereits angeſchloſſenen Privathäuſer mit Waſſer verſorgt .

Im Juli erfolgte die Einführung der neuen Waſſerleitung in das

Rathaus und die Aufſtellung eines Hahnenbrunnens am Rathaus⸗
turme . Im Dezember trat der erſte Waſſermeſſer , in der von dem

Inſtallateur Emil Schmidt ausgeführten Waſſerleitung des Miniſte⸗

riums des Innern geſetzt , in Thätigkeit , ihm folgte alsbald ein

zweiter in der Gartenbauſchule . Mit der Vollendung des

Baues , zu Ende des Jahres 1872 wurde das Baubureau auf⸗

gelöſt , und die Verwaltung des Waſſerwerkes ging vom Ingenieur

Gerſtner an den Vorſtand des ſtädtiſchen Waſſer - und Straßen⸗

baues , Direktor Lang , über .

Der Betrieb der erſten Jahre ergab bald eine alle Erwartungen

übertreffende Beteiligung des Privatpublikums . Im Mai 1871

waren 57 Grundſtücke , Ende des Jahres ſchon 249 Grundſtücke

angeſchloſſen , Ende 1872 waren es 639 , Ende 1873 : 845 , 1874 :

977 . 1873 wurden 916788 , 1874 aber 1212 879 Kubikmeter

Waſſer gefördert .
Im Juni 1874 erſtattete die Stadtverrechnung einen Bericht über

den Geſamtaufwand für Erſtellung der Waſſerleitung , welcher
814974 fl. 5 kr . betrug .

Das ſtädtiſche Gaswerk .

Der Geſchäftsgang der Ende 1847 begründeten und im Februar
1850 neu organiſierten Aktiengeſellſchaft für Gasbeleuchtung ' ) war

in den erſten Jahren , bei dem in der Bürgerſchaft noch beſtehenden

*) Vgl . Bd . 2 S . 86f . , 97 und 414f .
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Mißtrauen gegen das vermeintlich gefährliche Gas und bei den

ungünſtigen wirtſchaftlichen Folgen der Revolutionszeit , ein recht

mäßiger , ſo daß z. B . am Beginne des Jahres 1852 erſt 261 Gas⸗

abonnenten in Karlsruhe waren . Erſt von dieſem Jahre an , in

welchem die Beleuchtung des Schloſſes und des Hoftheaters mit

Gas erfolgte , nahm das Geſchäft einen größeren Aufſchwung , ſo daß

Herr J . N. Spreng ſchon im folgenden Jahre wagen konnte , die

ſämtlichen Aktien der engliſchen Beſitzer des Gaswerkes mit Unter —

ſtützung vertrauender Freunde anzukaufen und damit ſeine Firma

ſicher zu fundieren .
Die von ihm mit Friedrich Sonntag im Jahre 1857 begründete

Geſellſchaft für Gasbereitung von Spreng und Sonntag dehnte in

raſcher Folge das Geſchäft immer weiter aus . Zu den im Groß⸗

herzogtum Baden erbauten oder gepachteten Gaswerken kamen auch

außerhalb der Landesgrenzen ſolche hinzu , von denen hier nur jene

in Mainz und Nürnberg genannt ſeien.

Im Jahre 1859 teilten Spreng und Sonntag ihre Geſchäfts —

betriebe und löſten ihren Geſellſchaftsvertrag auf, während die Handels —

firma beibehalten wurde .

Der Betrieb des Gaswerkes in Karlsruhe blieb dadurch unter

J . N. Sprengs Leitung . Als dieſer am 5. November 1861 ſtarb ,

übernahmen ſeine Kinder das Geſchäft unter der Firma J . N. Sprengs

Erben . Am 20 . Dezember wurde ſein Schwiegerſohn , Wilhelm

Morſtadt , zum Direktor des Gaswerkes ernannt .

In jenen erſten Jahren der Herrſchaft des Leuchtgaſes kamen

häufig Störungen in der Beleuchtung vor . Beſonders

lebhaft wurde am 17 . November 1859 über ſolche Störungen auf

den Straßen und in den Häuſern geklagt . Auf die erhobenen Be —

ſchwerden machte die Badiſche Geſellſchaft für Gasbereitung öffentlich
im Tagblatt bekannt , daß ihr der Grund dieſer Störungen vorerſt

noch unbekannt ſei. Eine eingehende Unterſuchung ergab , daß infolge

von Stürmen in den Kaminen Riſſe entſtanden waren , wodurch der

Feuerkanal mit kalter Luft gefüllt wurde , die Ofen erkalteten und

wenig Gas erzeugten . Schon am 20 . November war die Störung

gehoben und die Beleuchtung wieder in regelmäßigem Stande . Im

Jahre 1860 wurde die vergrößerte Gasleitung mit der beſtehenden

Kanaliſation verbunden , ſo daß wegen der hierzu nötigen Arbeiten die
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Gaszuleitung während einiger Tagesſtunden unterbrochen werden

mußte .

Im Jahre 1861 führten abermals Störungen in der Fabri⸗

kation Unzuträglichkeiten herbei , ſo daß , um den Privatabonnenten

ihren vollen Gasbedarf liefern zu können , an der Dauer der öffent⸗

lichen Beleuchtung etwas abgebrochen werden mußte .

Da ſich die Klagen der Einwohnerſchaft über angeblich un —

genügende Helligkeit des Gaslichtes vermehrten , ordnete die Gemeinde —

behörde an , daß in jeder Woche eine Unterſuchung der Lichtſtärke
des Leuchtgaſes der ſtädtiſchen Leitung nach der Bunſen ' ſchen Methode

vorzunehmen ſei . Nach Artikel 13 des zwiſchen der Stadt und der

Gasgeſellſchaft abgeſchloſſenen Vertrages mußte eine Straßenlaterne bei

ſtündlichem Verbrauche von 4½ engliſchen Kubikfuß die Lichtſtärke von

7 Wachskerzen ( wovon 4 auf 1 Pfund gehen) zeigen. Den Ungrund
der Beſchwerden erwies eine am 3. , 4. und 6. Dezember 1861 vor⸗

genommene Unterſuchung , welche eine Lichtſtärke von 8, 7,5 und 10

Normalkerzen ergab . Aus der großen Menge der veröffentlichten

Ergebniſſe dieſer Unterſuchungen heben wir nur noch zwei hervor ,
aus den Tagen vom 22 . —28 . September 1862 mit der Durch —

ſchnittszahl von 10 —11,5 und vom 28 . —31 . Dezember 1863 mit

12,5 , 12 , 11,5 und 10,6 Normalkerzen - Lichtſtärke . Vom 1. Ok⸗

tober d. J . an war der Preis für 1000 engliſche Kubikfuß von

6 auf 5 fl . , ſpäter auf 4 fl. 50 kr . ermäßigt worden .

Mit der Zeit machte ſich die Anſchauung geltend , daß der Gas —

preis immer noch zu hoch ſei, und da die Verwaltung des Gaswerkes

auf eine weitere Herabſetzung nicht eingehen zu können erklärte , trat

ein Ausſchuß von Gasverbrauchern zuſammen und beantragte am

14 . März 1868 , alle Gasverbraucher der Stadt ſollten ſich durch

Unterſchrift verpflichten , die Gasbeleuchtung durch anderes Licht zu

erſetzen , bis der Gaspreis von 4 fl. 50 kr . für 1000 engliſche

Kubikfuß auf 3 fl. herabgeſetzt ſei . Es wurde in der von

dieſem Ausſchuß zuſammenberufenen Verſammlung beſchloſſen , den

1. April als Friſt für die Herabſetzung feſtzuſtellen ; außerdem

ſollten ſich die Unterzeichner der zu erlaſſenden Erklärung auf Ehren—⸗

wort verpflichten , wenn dieſe Herabſetzung nicht am 1. April erfolge ,

bis zu Bewilligung derſelben in ihren Räumen kein Gas mehr zu

brennen . Die Zahl der in dieſem Sinne ſofort gegebenen Unter —



ſchriften belief ſich auf 70 . Dieſem Vorgehen lag die Abſicht zu

Grunde , durch Herabſetzung des Gaspreiſes das übergroße Erträgnis

des Gaswerkes ſo zu vermindern , daß die Stadt bei etwaigem An⸗

kauf desſelben im Jahre 1870 , in welchem der Pachtvertrag vom

Jahre 1845 mit der Geſellſchaft zu Ende ging , erheblich weniger

bezahlen müſſe. Am 17 . März war die Zahl der Unterſchriften

ſchon auf 300 angewachfen , unter denen ſich 80 Namen der größten

Gasverbraucher befanden . Am 19 . März begaben ſich 6 Mitglieder

des Ausſchuſſes zu Gasdirektor Lang , um ihm dieſe Beſchlüſſe nebſt

deren Begründung mitzuteilen . Die Forderung einer Herabſetzung

des Gaspreiſes wurde zunächſt abgelehnt , jedoch für den Fall in

Ausſicht geſtellt , wenn man den Gemeinderat zu einer Verlängerung

des Vertrages auf eine größere Reihe von Jahren zu bewegen ver⸗

möge , worauf jedoch die Abordnung nicht einging . Am 26 . März

erging ſodann an alle noch nicht unterzeichneten Gasverbraucher die

Aufforderung , ſich der Bewegung anzuſchließen , wobei die Friſt vom

1. April aufgegeben und die Verpflichtung dahin feſtgeſtellt wurde ,

die Beziehungen zum Gaswerk in möglichſt kurzer Zeit abzubrechen .

Auf eine nunmehr auf Wunſch mehrerer Mitglieder von dem

Ausſchuß der Gasverbraucher an den Gemeinderat gerichtete An —

frage , ob er geneigt geweſen wäre , eine Vermittlung bei der Gas⸗

anſtalt eintreten zu laſſen , und wie hoch ſich zur Zeit die Koſten

der ſtädtiſchen Beleuchtung ſtellten , erfolgte am 1. April der Beſcheid ,

der Gemeinderat habe den Verſuch einer Vermittlung für unfrucht⸗

bar gehalten , da er eine Verlängerung des Vertragsverhältniſſes

nicht beabſichtige . Für die ſtädtiſche Beleuchtung belaufe ſich der

Preis auf 2 fl. 415¾ kr . für 1000 engliſche Kubikfuß .

Dieſer Beſcheid , welcher die Errichtung eines ſtädtiſchen

Gaswerkes in ſichere Ausſicht ſtellte , fand den lebhafteſten Beifall in

einer am 5. April im Eintrachtſaale abgehaltenen Verſammlung von

Gasverbrauchern . Auf Antrag des Fabrikanten Weiß wurde

beſchloſſen , Liſten aufzulegen , deren Unterzeichner ſich verpflichten

ſollten , vom November 1870 ( dem Erlöſchen des Gasvertrages von

1845 ) an ihr Gas nur noch von dem zu errichtenden ſtädtiſchen

Gaswerke zu beziehen .
Am 15 . April 1868 war die Gasfrage für Karlsruhe entſchieden .

Obwohl einige Miteigentümer des Gaswerks , beſonders auf Andringen
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des Herrn Morſtadt , für Herabſetzung des Gaspreiſes geſtimmt

hatten , war , namentlich unter dem Einfluß des Herrn Purieelli in

Trier , dieſes Anſinnen endgiltig abgelehnt worden . Noch einmal

verſuchte der Ausſchuß der Gasverbraucher einen Druck auf die

Geſellſchaft auszuüben , indem er die Verpflichtung der Unterzeichner

zur Einführung einer anderen Beleuchtung auf den 1. Mai feſtſtellte
und eine Kontrole der Befolgung dieſer Verpflichtung unter Straf⸗

androhung einzuführen beſchloß . Aber bei der Stellung , die der

Gemeinderat von jetzt an zu der Gasfrage einnahm , ſchien der

Mehrzahl der Gasverbraucher ein ſolches Vorgehen nicht mehr an⸗

gemeſſen zu ſein .

Im Juli 1868 beſchloß der Gemeinderat den Vertrag mit der

Gasgeſellſchaft zu kündigen und die Einleitungen zur Errichtung eines

ſtädtiſchen Gaswerkes für November 1870 zu treffen , deſſen

Koſten vorläufig auf etwa 400000 fl. veranſchlagt wurden , oder

aber das jetzige Gaswerk käuflich zu erwerben . Da die Herſtellung
des Leuchtgaſes durch die Stadt ſichergeſtellt zu ſein ſchien , nachdem

mehr als 600 Gasabonnenten ſich verpflichtet hatten , das Gas von

der Stadt zu beziehen , traten die bisher an der Bewegung beteiligten

Gasverbraucher am 4. Auguſt in der Kilber ' ſchen Brauerei unter

dem Vorſitze des Kaufmanns Wilhelm Hofmann zuſammen und

faßten auf Antrag des Schriftſtellers Roys mit großer Mehrheit den

Beſchluß , daß der Ausſchuß ſeine Aufgabe vollendet habe und daß —

nach Lage der Dinge — die ehrenwortliche Verpflichtung der Unter⸗

zeichner der Erkläuung vom 14 . März , ohne Preisherabſetzung kein

Gas mehr von der beſtehenden Gasfabrik zu beziehen , nicht weiter

aufrecht zu erhalten ſei.

Schon im Jahre 1851 war von der Gasgeſellſchaft das Gaswerk

um den Betrag von 150 000 fl. der Stadt zum Kaufe angeboten

worden , doch hatten die Verhandlungen damals ebenſo wenig zum Ziele

geführt , wie im Jahre 1854 , als dieſer Antrag , jetzt mit Feſtſetzung
des Kaufpreiſes auf 170000 fl., wiederholt wurde . 1854 hatte

namentlich Oberbürgermeiſter Malſch ſich gegen den Ankauf unter

dieſen Bedingungen erklärt . Im Juli 1868 machte der Gemeinderat

ſeinerſeits dem Gaswerk Karlsruhe ein Kaufanerbieten um den Betrag

von 200000 fl. Dieſes lehnte jetzt das Gaswerk ab .

Nachdem die Verhandlung ohne Ergebnis geblieben war , erklärte



der Gemeinderat dem Gaswerk (ſeit 1864 unter Firma Spreng und

Puricelli ) durch notarielle Eröffnung , daß er beſchloſſen habe , ein

neues Gaswerk zu erbauen . Am nächſten Tage veröffentlichte der

Gemeinderat eine Einladung an die noch nicht unterzeichneten Gas —

verbraucher , binnen 14 Tagen ihre Namen ebenfalls in die auf⸗

gelegte , ſchon 800 Unterſchriften enthaltenden Liſten einzuzeichnen ,

um die Erbauung des ſtädtiſchen Gaswerkes völlig ſicherzuſtellen .

Nach dem zwiſchen der Stadt und dem Gaswerk beſtehenden

Vertrage ſicherte dieſe Erklärung des Gemeinderates die Firma

Spreng und Puricelli im Beſitze ihres Werkes , das nunmehr den

Karlsruher Einwohnern , welche davon Gebrauch zu machen wünſchten ,
1000 Kubikfuß Gas zu 2 fl . 54 kr . ſofort , vom Tage eines Ver⸗

tragsabſchluſſes mit ihr , unter der Bedingung anbot , daß ihr die

Abnahme des ganzen Bedarfes für die nächſten 5 Jahre zugeſichert
werde , und weitere Erleichterungen für die Abonnenten inbetreff der

Gaszuführung und der Gasmeſſer zuſagte .

Auf dieſer Grundlage erklärte ſich die Verwaltung des Bahn⸗

hofes zum Abſchluß eines Vertrages bereit , und auch eine Anzahl

von Privatabonnenten zeigten ſich geneigt , auf die Anerbietungen der

Firma Spreng und Puricelli einzugehen . Dieſe Thatſache und eine

Zeitungsfehde , in welcher ſich Pr . Stengel , Profeſſor am Poly⸗

technikum , gegen , der ſachkundige Gemeinderat H. Rauppefür die

Erbauung eines ſtädtiſchen Gaswerkes unter dem Wettbewerb der

beſtehenden Gasanſtalt ausſprach , wurde in den weiteſten Kreiſen

der Einwohnerſchaft lebhaft beſprochen . Schon trat dieſer Wett⸗

bewerb in die Erſcheinung durch eine am 12 . Januar 1869 ver⸗

öffentlichte Erklärung der Firma Spreng und Puricelli , daß ſie ,
wenn der Gemeinderat kein eigenes Gaswerk erbaue , auch nach Ab⸗

lauf von 5 Jahren den Gaspreis nicht erhöhen werde , und die

Gegenerklärung des Gemeinderates , daß er den Gaspreis noch

niedriger als 2 fl. 54 kr . ſtellen könne und daß der Preisunterſchied
von 4 fl. 50 kr . zu 2 fl. 54 kr . bis zum 25 . November 1870 in

wenigen Jahren ausgeglichen ſein werde .

Unter dieſen Umſtänden entſprach es wohl dem allgemeinen

Intereſſe , daß zwiſchen jener Firma und dem Gemeinderat neue

Verhandlungen eröffnet wurden . Sie fanden ihren Abſchluß in

einem am 26 . Januar unterzeichneten Vertrage , durch welchen die
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Stadt das Gaswerk von den bisherigen Eigentümern käuflich
erwarb . Am 5. Februar fand dieſer Vertrag die Zuſtimmung des

großen Ausſchuſſes , und die Regierung genehmigte die Aufnahme eines

Anlehens von 400000 fl. zum Ankauf und zur Erweiterung des

Gaswerkes .

Am 7. April 1869 machte der Gemeinderat bekannt , daß vom

1. Mai an die Verwaltung und der Betrieb des Werkes nach den von

ihm früher veröffentlichten Grundſätzen eintreten werde und ſetzte den

Gaspreis von dieſem Tage an auf 2fl . 50 kr . herab . Er ſprach
dabei die Erwartung aus , daß der Gasverbrauch in hieſiger Stadt ,
der — andern Städten gegenüber — noch nicht die Bedeutung und

Ausdehnung gewonnen habe , wie dieſes bei einer Bevölkerung von

über 32000 Seelen vermutet werden ſollte , ſich bei den durch den

Selbſtbetrieb ſeitens der Stadt möglich gewordenen niedrigeren
Preiſen weſentlich erhöhen werde . Künftighin werde das Gaslicht
billiger ſein als jede andere Beleuchtungsart , da ein Licht bei einem

Gasverbrauch von 3 Kubikfuß in der Stunde einer Lichtſtärke von

etwa 4 Stearinkerzen ( 6 auf 1 Pfund ) gleichkomme und nicht mehr
als einen halben Kreuzer koſte . Auch werde es ſich bei größeren
Betrieben in vielen Fällen als haushälteriſch erweiſen , das Gasfeuer
ſtatt Holz oder Kohlen in den Küchen zu verwenden . Durch die

erhebliche Verminderung der Koſten für Gaseinrichtungen der

Privaten (unentgeltliche Übernahme der Leitungen vom Gaswerk

bis an die Häuſer und koſtenloſe Überlaſſung der Gasmeſſer an die

Gasabonnenten ) ſei eine allgemeine Beteiligung der Einwohner —
ſchaft zu erwarten und damit — entſprechend einem großen Ver —⸗

brauche — eine weitere Herabſetzung des Gaspreiſes in ſichere Aus -

ſicht zu nehmen .
Im Jahre 1871 ergab ſich , insbeſondere bei der nach Be⸗

endigung des deutſch - franzöſiſchen Krieges ſich zeigenden raſchen Ent —

wickelung der Stadt , die ſchon beim Kaufe des Gaswerkes vorgeſehene
Notwendigkeit einer Erweiterung des ſtädtiſchen Gaswerkes .

Während ſich die ſtädtiſchen Behörden mit den hierzu nötigen Vor⸗

arbeiten und Erhebungen beſchäftigten , entſpann ſich in der Ortspreſſe
ein lebhafter Streit darüber , ob dieſer Anlaß nicht etwa zu einer

Verlegung des Gaswerkes von ſeiner jetzigen Stelle in der

Mühlburger Allee und zur Errichtung eines Neubaues an einem

18
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entlegeneren Platze benützt werden ſolle , um dieſe Stelle und ihre

Nachbarſchaft zur Anlage eines eleganten Stadtteils in der Richtung

gegen Mühlburg zu verwenden . Der Wunſch nach einer Verlegung
des Gaswerkes fand auch im Bürgerausſchuß ſehr entſchiedene Ver —

tretung und wurde in öffentlichen Verſammlungen auf das Lebhafteſte

unterſtützt . Der Gemeinderat und die Mehrheit des Bürgerausſchuſſes
hielt aber in einer Sitzung vom 8. Juni , auf Grund eingeholter

Gutachten über die angeblichen geſundheitlichen Schädigungen , die

durch eine Erweiterung des Gaswerkes an der bisherigen Stelle

drohten , ihre Beſchlüſſe aufrecht , das Gaswerk an ſeiner jetzigen
Stelle zu belaſſen und daſelbſt mit einem Aufwand von 242000 fl.

im Laufe der nächſten Jahre zu erweitern “) .

Am Entſchiedenſten hatten ſich für Verlegung des Gaswerkes

die Eigentümer der in deſſen Nähe liegenden Grundſtücke verwendet .

Sie beſchloſſen , ſich bei dem Beſchluſſe des Gemeinderates und

Bürgerausſchuſſes nicht zu beruhigen , traten unter einander in Ver⸗

bindung und reichten beim Miniſterium des Innern eine Beſchwerde
ein . Dieſe wurde zwar im Juni 1872 vom Miniſterium verworfen

und die Erweiterung des Gaswerkes auf ſeinem gegenwärtigen Platze

genehmigt , aber die Beſchwerdeführer verſuchten nunmehr ihre

Wünſche durch Unterhandlungen mit der Gemeindebehörde der Er —

füllung entgegenzuführen . Am 10 . Juli nahm der Gemeinderat die

Vorſchläge derſelben behufs Verlegung des Gaswerkes in den Hardt⸗

wald nächſt den Gruben der Düngerabfuhrgeſellſchaft als geeignete Grund —

lagen zu näheren Verhandlungen an , die denn auch alsbald mit den

von jenen Beauftragten , Ad . Römhildt , Frh . von Cornberg und A Printz

eröffnet wurden . In der Mitte des Auguſt verlautete indes in der

Preſſe , daß dieſe wieder abgebrochen und die anſehnlichen Anerbiet⸗

ungen zurückgezogen worden ſeien , weil man ſeitens des Gemeinde⸗

rates durchaus unannehmbare Auflagen gemacht habe. Am 4. Sep⸗

tember wurde dem Gemeinderate eine Eingabe von 53 Mitgliedern

des Bürgerausſchuſſes mit dem Erſuchen vorgelegt , daß die Gas⸗

frage nochmals zur Beratung und Beſchlußfaſſung vor den Bürger⸗

) Eine eingehende aktenmäßige Darſtellung der Streitfrage findet ſich in

dem Werke : Die Großherzogliche Haupt - und Reſidenzſtadt Karlsruhe in

ihren Maßregeln für Geſundheitspflege und Rettungsweſen . Karlsruhe 1876

I . Abteilung S . 30 ff.
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ausſchuß gebracht werde . Nun folgte , nachdem in der Preſſe eifrig
das Für und Wider der ſich entgegenſtehenden Anſichten erörtert

worden war , am 20 . September eine überaus ſtürmiſche Sitzung
des Bürgerausſchuſſes . Der Oberbürgermeiſter eröffnete dieſe
mit einem eingehenden Vortrage , an deſſen Schluß er erklärte , es liege
zwar ein allerdings erſt kurz vor Eröffnung der Sitzung Namens

der Angrenzer eingereichtes Gebot zur Unterſtützung der Gaswerk —

verlegung ( 50000 fl. baar , Beſchaffung eines Platzes im Wert von

20000 fl. , Angebot für den bisherigen Platz : 120000 fl . ) vor ,

hiebei verbleibe aber immerhin noch bei Ausführung der Verlegung
ein Opfer von 163 —170000 fl. Der Gemeinderat habe daher
keinen Anlaß , einen den Beſchluß vom 7. Juni 1871 abändernden

Antrag einzubringen .
An der Verhandlung beteiligten ſich Privatmann Küentzle , Hof—

lieferant Römhildt , Anwalt Kuſel , Bürgermeiſter Günther und Gaſt⸗
hofbeſitzer Groſſe , welche für , und Oberbürgermeiſter Lauter , Alt⸗

oberbürgermeiſter Malſch , die Gemeinderäte Morſtadt , Gutman und

Bielefeld , Hofbankier Müller und Bankier Koelle , welche gegen die

Verlegung des Gaswerkes waren . Der Oberbürgermeiſter machte ins⸗

beſondere geltend , daß die dem Gaswerke benachbarten Grundbeſitzer
den geſamten Mehraufwand übernehmen müßten , da ihnen allein

deſſen Verlegung Vorteil bringe , und daß die Gemeindevertretung
der übrigen Bürgerſchaft ein ſo großes Opfer von etwa 166000 fl.

nicht aufbürden dürfe .
Der Gaſthofbeſitzer Groſſe brachte ſchließlich den Antrag ein ,

den Gemeinderat zu ermächtigen , das Angebot der Grundbeſitzer
nächſt dem Gaswerk anzunehmen und auf dem angebotenen Platze
ein neues Gaswerk erbauen zu laſſen ; ferner möge der Ausſchuß die

zur Ausführung des Neubaues erforderlichen Mittel im Geſamt —
betrage von 664000 fl. — von dem die angebotenen Beiträge und

die Summe für den alten Gaswerkplatz , zuſammen 190000 fl. in

Abzug zu bringen ſeien — bewilligen .
Auf Grund des § 32 der Gemeindeordnung bezeichnete

Gemeinderat Gutman dieſen Antrag nur dann als zur Abſtimmung
zuläſſig , wenn der Gemeinderat , der ſelbſt keinen Antrag geſtellt
habe , ſich ihn aneigne . Er wurde in dieſer Rechtsanſchauung durch
Altoberbürgermeiſter Malſch unterſtützt , der übrigens auch aus

18 *



16

anderen Gründen den Antrag Groſſe , der in der Hauptſache lediglich

die Sache der bei der Verlegung Beteiligten vertrete , bekämpfte .

Sodann zog ſich der Gemeinderat in ſein Sitzungszimmer zur Be⸗

ratung über den Groſſe ' ſchen Antrag zurück , worauf er nach einer

Viertelſtunde wieder in der Verſammlung erſchien , der Oberbürger⸗

meiſter die Sitzung wieder eröffnete , die am Schluſſe ſeines Vortrages

verleſene Erklärung als Beſchluß des Gemeinderates verkündigte und

damit die Sitzung für geſchloſſen erklärte .

Wenn der Faſſung dieſes Beſchluſſes ohne Zweifel in erſter

Reihe finanzielle Erwägungen zu Grunde lagen , ſo hing dieſer

doch auch mit der — hauptſächlich unter dem Einfluſſe des Ober⸗

bürgermeiſters Lauter — in den ſtädtiſchen Behörden zur Geltung

gelangten , ſchon früher erwähnten Anſchauung zuſammen , daß es

im wohlverſtandenen Intereſſe der Reſidenzſtadt gelegen ſei , deren

Erweiterung in ſüdlicher Richtung zu begünſtigen . Es war ein für

die Zukunft des weſtlichen Stadtteils ſchwerwiegender Beſchluß , der

auch heute noch von vielen Einwohnern Karlsruhes bedauert wird .

Er führte im weſentlichen die Geſtaltung und Überbauung des Ge⸗

ländes zu beiden Seiten der Mühlburger - (jetzt Kaiſer - ) Allee herbei ,

wie ſie ſich im Laufe der Jahre herausgebildet hat , wodurch aller —

dings das gerade Gegenteil eines eleganten Stadtteiles , zu welchem

alle Vorbedingungen vorhanden waren , hier entſtanden iſt .

Dieſer Sitzung folgte von Neuem in der Ortspreſſe eine von

beiden Seiten nicht leidenſchaftslos geführte Erörterung , welche aber

nur die Gemüter erhitzte , jedoch ohne Wirkung blieb , da die Ent —

ſcheidung am 20 . September unwiderruflich gefallen war .

Eine Erweiterung der Gasbeleuchtung erfolgte durch die Fort —

führung der Gasleitung nach Mühlburg im Jahre 1871 , in den

ſüdlich des Bahnhofes gelegenen Stadtteil (die damals ſogenannte

Bahnhofvorſtadt ) und in den Tiergarten im Jahre 1872 . Im

Monat November ſah ſich der Gemeinderat nach langer Beratung

gezwungen , den Gaspreis auf 3 fl. 20 kr . für 1000 Kubikfuß zu

erhöhen . Es war dieſes ein Aufſchlag um 30 kr. , während die ſehr

erhebliche Erhöhung der Kohlenpreiſe ſogar einen ſolchen um 40 kr .

gerechtfertigt hätte . Die aus Rückſicht auf die Gasverbraucher

beſchloſſene Beſchränkung auf die nicht völlig genügende Höhe des
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Preiſes hatte allerdings zur Folge , daß das Gaswerk fortan mit

weniger Vorteil betrieben wurde .

Der Erweiterungsbau des Gaswerkes war —wie der

Oberbürgermeiſter in der Sitzung des Gemeinderates vom 4. Auguſt
1873 mitteilte — zu dieſer Zeit ſo weit vorgeſchritten , daß in dem

neu erbauten Teile desſelben das Gas erzeugt werden konnte . Am

18 . März 1874 erfolgte die weitere Mitteilung , daß nunmehr der

Umbau des Werkes vollendet und in vollem Betriebe ſei.
Die Koſten desſelben waren auf 220000 fl. veranſchlagt und

wurden nur um etwa 5000 fl. überſchritten , obgleich Materialpreiſe
und Taglöhne während des längſten Teiles der Bauzeit in ſtetem
Steigen waren .

Mit der Einführung des neuen Maßes war auch eine veränderte

Berechnung des Gaspreiſes eingetreten . Die derſelben zu Grunde

gelegte Einheit war nunmehr 10 Kubikmeter . Für dieſe betrug bis

1J. Januar 1875 der Gaspreis für Private 1 fl. 10 kr. Von

dieſem Tage an wurde er auf 1 fl. 3kr . herabgeſetzt . Dieſer nach
Verhältnis des Fallens der Kohlenpreiſe ſehr bedeutende Abſchlag
war nur infolge des außerordentlich erhöhten Gasverbrauches
möglich . Während im Jahre 1852 die Zahl der Gasverbraucher
307 betrug , war ſie im Jahre 1874 auf 2149 angewachſen und die

Zahl der öffentlichen Gaslaternen , 634 im Jahre 1852 , belief ſich
1874 auf 907 . In dem Gaspreis waren auch die Koſten der Gas⸗

uhr und die Zuführungen bis zum Hauſe begriffen , was rechnungs⸗
gemäß denſelben um 15 —18 kr . ſteigerte .

Eine im Gemeinderat am 12 . Dezember mitgeteilte Zuſammen —
ſtellung der Gaspreiſe in den größten Städten Deutſchlands , bei

welcher die Preiſe in der neuen Markwährung angeſetzt ſind , ergiebt ,
daß in Karlsruhe 1 Kubikmeter Gas von 1869 bis Ende 1872

17,1 , in den Jahren 1873 und 1874 20 und vom Januar 1875

an 18 Pfennig koſtete, wovon nach obiger Darlegung noch 1,57 Pf .
in Abzug kommen . Karlsruhe mit 18 , bezw. 16,43 Pfennig hatte
—außer Berlin ( mit 15,5 ) und Stuttgart ( mit 15,74 ) — vom

1. Januar 1875 an den niedrigſten Gaspreis in den größeren
Städten Deutſchlands . 47 Verſuche mit dem von Bunſen ver⸗

beſſerten Phonometer ergaben , daß im Durchſchnitt die Flamme
eine Leuchtkraft von 12,34 Normalkerzen hatte . Ein Auszug aus



den Betriebsrechnungen der Jahre 1870 —1873 ergab für 187071

eine Erzeugung von 45403 000 , für 1871/72 von 56 128 000, für

187273 von 57630000 Kubikfuß Gas . Davon wurden in den

3 Betriebsjahren zuſammen an Private 73,60 / abgegeben , die öffent —

liche Beleuchtung nahm 12,64/ , der eigene Verbrauch des Gas⸗

werkes 1,49 % in Anſpruch , der Gasverluſt betrug 12,27 ¼W.

Die Karlsruher Rheinbahn “ ) .

Der Plan einer Verbindung zwiſchen Karlsruhe und dem Rhein

bei Knielingen taucht zum erſten Male aktenmäßig im Mai 1853

auf in einer Eingabe der Gemeinderäte und Handelskammern der

Städte Karlsruhe und Pforzheim an den Regenten und im Zu⸗

ſammenhange mit der Bitte um Erbauung einer Eiſenbahn zwiſchen

Karlsruhe und Pforzheim . Über dieſe Eingabe äußerte ſich im Auguſt

ein eingehender Bericht der Direktion der Poſten und Eiſenbahnen .

Dieſer kam , nach reiflicher Abwägung aller vom allgemeinen , vom

örtlichen und vom beſonderen Standpunkte der Intereſſen der Staats⸗

bahn in Betracht kommenden Gründe , zu dem Ergebnis , daß es zweck—

mäßig ſein werde , das Zuſtandekommen einer Bahn nach Pforzheim

thunlichſt zu begünſtigen und die ſpätere Erbauung einer Eiſen⸗

bahn von Karlsruhe an den Rhein bei Knielingen

zum Anſchluſſe an eine jenſeitige Verbindungsbahn ſchon jetzt in Aus⸗

ſicht zu nehmen .
Die Frage des Baues einer Eiſenbahn von Karlsruhe nach

Pforzheim , die am 31 . Juli 1861 eröffnet wurde “ ) , hat uns nicht

weiter zu beſchäftigen . Ein zweites Geſuch des Gemeinderates und

der Haudelskammer von Karlsruhe um Erbauung einer Eiſenbahn

an den Rhein wurde im Juni 1857 an den Großherzog gerichtet .

Dieſes Mal ſprach ſich die Direktion der Verkehrsanſtalten in einem

Bericht , den ſie im Auguſt erſtattete , für die ſofortige Inangriff⸗

nahme des Baues aus . Bezüglich der Ausführung fand ſie zwar

keinen Anſtand , dieſe der Stadt Karlsruhe bezw. einer von derſelben

) Nach Akten des ehemaligen Handelsminiſteriums , der Direktion der

Großh . Verkehrsanſtalten und der Oberdirektion des Waſſer - und Straßen⸗

baues.
7 ) Vergl . oben S . 59 .
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